Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache Y/4381 


Schriftlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Eingliederungsgesetzes für Soldaten auf Zeit 

(EinglG) 

— Drucksache V/4113 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ernesti 


1. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat die vorliegende No- 
velle in seiner 229. Sitzung am 25. April 1969 in 
erster Lesung beraten und dem Verteidigungsaus- 
schuß federführend und dem Innenausschuß mitbe- 
ratend überwiesen. j 

Der Verteidigungsausschuß hat den Entwurf in 
seiner Sitzung am 3. Juni 1969 beraten. Die Ergeb- 
nisse dieser Beratung hat der Innenausschuß gebil- 
ligt. 

II. Zu den Ausschußbeschlüssen j 

Die Ausschüsse haben dem wesentlichen Inhalt j 
des Regierungsentwurfs zugestimmt. Die Anderun- i 
gen zur Einleitungsformel des Artikels 1, zu Arti- 
kel 1 Nr. 4 (§ 9) und zu Artikel 6 des Entwurfs sind t 
gesetzestechnischer Natur. j 

In Artikel 1 Nr. 4 wurde § 10 Abs. 1 Nr. 2 so er- | 
weitert, daß die genannten Vergütungen des Kran- | 
kentarifs einbezogen werden und die Geltung des 
Gesetzes für den Bereich der Länder und der sonsti- 
gen Körperschaften, bei denen der Bundesangestell- 
tentarif nicht gilt, klargestellt wird. 

Die im Regierungsentwurf enthaltene Berlin-Klau- 
sel (Artikel 5) hat der Verteidigungsausschuß er- 


salzlos gestrichen. Zwar bestanden keine Bedenken 
gegen den sachlichen Inhalt der Klausel, die ledig- 
lich die Geltung des das Beamtenrechtsrahmenge- 
setz ändernden Artikels 3 für Berlin ausspricht. Der 
Ausschuß hielt es jedoch nicht für zweckmäßig, die 
Vorschrift in ein Gesetz aufzunehmen, das sonst 
ausschließlich Vorschriften für Soldaten enthält. Er 
entspricht damit einem auch schon bei anderem An- 
laß geübten Verfahren sowie einem Wunsche des 
Senators für Bundesangelegenheiten des Landes 
Berlin. 

Im Laufe der Beratung waren Änderungswünsche 
zu Artikel 1 Nr. 4 — § 9 Abs. 3 — laut geworden, die 
darauf abzielten, den Inhalt des Eingliederungsan- 
spruchs des Soldaten weiter zu verstärken. Sie wur- 
den aber zurückgestellt, um zunächst einmal die 
Auswirkungen des Gesetzes zu beobachten und 
seine Verabschiedung noch in dieser Legislaturpe- 
riode auf jeden Fall sicherzustellen. 

Mit dem Regierungsentwurf kommt die Bundesre- 
gierung einer Aufforderung nach, die auch in dem 
Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur dritten Beratung des Entwurfs eines Haushalts- 
gesetzes 1968 — Umdruck 424 — enthalten war. Der 
Entschließungsantrag kann daher mit der Verab- 
schiedung dieses Gesetzes für erledigt erklärt wer- 
den. 


Bonn, den 16. Juni 1969 


Ernesti 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/4381 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/4113 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU zur dritten Beratung des Haushaltsgesetzes 
1968 — Umdruck 424 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Juni 1969 

Der Verteidigungsausschuß 

Dr. Zimmermann Ernesti 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drucksache V/4381 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Eingliederungsgesetzes für Soldaten auf Zeit 

(EinglG) 


— Drucksache V/41 13 — 


mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Eingliederungsgesetzes 
für Soldaten auf Zeit (EinglG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201), zuletzt geändert durch das Sechste 
Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes vom 
13. Januar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 41), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


1. In § 3 Abs. 2 werden hinter dem Wort „Uber- 
^ gangsgebührnisse'' ein Komma und das Wort 
„Ausgleichsbezüge" eingefügt. 


2. In § 5 Abs. 1 wird hinter dem Wort „Mann- 
^ schäften" der Satzteil „ , die nicht Inhaber eines 
Eingliederungsscheins sind," eingefügt. 


3. Die Überschrift vor § 9 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„d) Eingliederungsschein und Zulassungsschein" 

4. §§ 9 und 10 erhalten folgende Fassung: 

„§ 9 

(1) Soldaten auf Zeit in den Laufbahngruppen 
der Unteroffiziere und Mannschaften, die im 
unmittelbaren Anschluß an ihr Wehrdienstver- 
hältnis Beamte werden wollen, erhalten auf 
Antrag einen Eingliederungsschein für den 
öffentlichen Dienst, wenn 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Eingliederungsgesetzes 
für Soldaten auf Zeit (EinglG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 201) zuletzt geändert durch das Zweite 
Besoldungsneuregelungsgesetz vom 14. Mai 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 365), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. §§ 9 und 10 erhalten folgende Fassung: 

♦ 

„§9 

(1) Soldaten auf Zeit in den Laufbahngruppen 
der Unteroffiziere und Mannschaften, die im 
unmittelbaren Anschluß an ihr Wehrdienstver- 
hältnis Beamte werden wollen, erhalten auf 
Antrag einen Eingliederungsschein für den 
öffentlichen Dienst, wenn 
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Entwurf 

1. ihr Dienstverhältnis ohne eine Ver- 
längerung nach § 40 Abs. 3 des Solda- 
tengesetzes wegen Ablaufs einer 
Wehrdienstzeit von mindestens zwölf 
Jahren enden würde oder 

2. ihre Entlassung wegen Dienstunfähig- 
keit infolge Wehrdienstbeschädigung 
verfügt wird, nachdem sie in das 
Dienstverhältnis auf zwölf und mehr 
Jahre berufen worden sind und hier- 
von mindestens vier Jahre abgeleistet 
haben. 

Der Eingliederungsschein ist bei Ablauf der 
Verpflichtungszeit oder bei Zustellung der Ent- 
lassungsverfügung zu erteilen. Die Erteilung ist 
ausgeschlossen, wenn der Soldat rechtskräftig 
zu einer LaiifbahndiszipUnarmaßnahme (§ 43 
der Wehrdisziplinarordnung) *) verurteilt wor- 
den ist, die nicht der Tilgung unterliegt. 

(2) Soldaten auf Zeit in den Laufbahngrup- 
pen der Unteroffiziere und Mannschaften, die 
Angestellte im öffentlichen Dienst oder abwei- 
chend von Absatz 1 erst nach Erwerb einer auf 
Grund von Laufbahnvorschriften für ihre Ein- 
stellung erforderlichen Vorbildung Beamte wer- 
den wollen, erhalten auf Antrag einen Zulas- 
sungsschein für den öffentlichen Dienst, wenn 
ihr Dienstverhältnis aus den in Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 oder 2 genannten Gründen endet. Der Zu- 
lassungsschein ist bei Beendigung des Dienst- 
verhältnisses zu erteilen. Absatz 1 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(3) Die Inhaber eines Eingliederungsscheins 
oder Zulassungsscheins sind auf die nach § 10 
Abs. 1 und 2 vorbehaltenen Stellen einzustellen 
und als Beamte oder dienstordnungsmäßige An- 
gestellte anzustellen oder als Angestellte in das 
Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu über- 
nehmen, wenn sie die beamtenrechtlichen, 
dienstordnungsmäßigen oder tarifvertraglichen 
Voraussetzungen erfüllen. Dieses Recht erlischt 
für den Inhaber eines Eingliederungsscheins mit 
der Feststellung, daß 

1. er schuldhaft einer Aufforderung zur 
Mitwirkung im Eingliederungsverfah- 
ren nicht Folge geleistet hat, 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
1. unverändert 


2. unverändert 


Der Eingliederungsschein ist bei Ablauf der 
Verpflichtungszeit oder bei Zustellung der Ent- 
lassungsverfügung zu erteilen. Die Erteilung ist 
ausgeschlossen, wenn der Soldat rechtskräftig 
zur Dienstgradherabsetzung verurteilt worden 
ist. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


2. die Einstellung aus beaintenrechtlichen 
Gründen abgelehnt worden ist oder 

3. das mit Hilfe des Eingliederungs- 
scheins begründete Beamtenverhältnis 
vor der Anstellung geendet hat. 


§ 10 


§ 10 


(1) Den Inhabern eines Eingliederungsscheins 
oder Zulassungsscheins sind vorzuboh alten 


(1) Den Inhabern eines Eingliederungsscheins 
oder Zulassungsscheins sind vorzubehalten 


Ü in der Fassung des ini Gesctzgebiingsgang befind^ 
liehen Neuordnungsgesefzes 
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Entwurf 

1. bei Einstellungen in den Vorberei- 
tungsdienst bei den Einstellungsbe- 
hörden des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) mit 
mehr als zehntausend Einwohnern so- 
wie anderer Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
mit jeweils mehr als zwanzig plan- 
mäßigen Beamtenstellen oder entspre- 
chenden durch Angestellte zu beset- 
zenden Stellen mit Ausnahme der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesell- 
schaften und ihrer Verbände jede 
sechste Stelle bei der Einstellung für 
den einfachen und mittleren Dienst 
und jede neunte Stelle bei der Ein- 
stellung für den gehobenen Dienst, 

2. von den durch Angestellte zu beset- 
zenden freien, frei werdenden und neu- 
geschaffenen Stellen des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden (Gemeindever- 
bände) mit mehr als zehntausend Ein- 
wohnern sowie anderer Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts mit jeweils mehr 
als zwanzig planmäßigen Beamten- 
stellen oder entsprechenden durch An- 
gestellte zu besetzenden Stellen mit 
Ausnahme der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften und ihrer Ver- 
bände jeweils jede zehnte Stelle in- 
nerhalb der Vergütungsgruppen IX 
bis X, Vc bis VIII und III bis Vb, 
wenn diese Stellen nicht einem vor- 
übergehenden Bedarf dienen. 


(2) Bei der Einstellung von Angestellten, die 
bei den Trägern der Sozialversicherung für eine 
dienstordnungsmäßige Anstellung ausgebildet 
werden, gilt Absatz 1 Nr. 1 entsprechend. 

(3) Der Vorbehalt des Absatzes 1 Nr. 1 gilt 
nicht bei Einstellungen in den Polizeidienst so- 
wie in den Vorbereitungsdienst für die Anstel- 
lung als Lehrer. Der Stellenvorbehalt des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 gilt nicht für Stellen des Deut- 
schen Roten Kreuzes in Bayern sowie für die 
Stellen, die herkömmlich mit weiblichen Ange- 
stellten besetzt werden. 

(4) Für die Erfassung der Stellen und der 
Inhaber eines Eingliederungsscheins oder Zu- 
lassungsscheins sind Vormerkstellen beim Bund 
und bei den Ländern einzurichten. Die Inhaber 
eines Eingliederungsscheins oder Zulassungs- 
scheins bewerben sich bei den Vormerkstellen 
und sind von diesen nach Eignung und Neigung 
den Einstellungsbehörden zuzuweisen. Sie sind 
von diesen zum nächstmöglichen Zeitpunkt ge- 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
1. unverändert 


2. von den durch Angestellte zu beset- 
zenden freien, frei werdenden und 
neugeschaffenen Stellen des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) mit mehr als zehntausend 
Einwohnern sowie anderer Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts mit jeweils mehr 
als zwanzig planmäßigen Beamten- 
stellen oder entsprechenden durch An- 
gestellte zu besetzenden Stellen mit 
Ausnahme der Öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften und ihrer Ver- 
bände jeweils jede zehnte Stelle in- 
nerhalb der Vergütungsgruppen IX 
bis X oder Kr. I, V c bis VIII oder 
Kr. II bis Kr. VI und III bis V a/b oder 
Kr. VII bis Kr. X des Bundes-Ange- 
stelltentarifvertrages oder der ent- 
sprechenden Vergütungsgruppen an- 
derer Tarifverträge, wenn diese Stel- 
len nicht einem vorübergehenden Be- 
darf dienen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Für die Erfassung der Stellen und der 
Inhaber eines Eingliederungsscheins oder Zu- 
lassungsscheins sind Vormerkstellen beim Bund 
und bei den Ländern einzurichten. Die Inhaber 
eines Eingliederungsscheins oder Zulassungs- 
scheins bewerben sich bei den Vermerkstellen 
und sind von diesen nach Eignung und Neigung 
den Einstellungsbehörden zuzuweisen. Sie sind 
von diesen zum nächstmöglichen Zeitpunkt ge- 
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Entwurf 

maß § 9 Abs. 3 Satz 1 einzustellen. Das gilt 
auch, wenn ein Soldat zur Durchführung der 
Fachausbildung (§§ 4, 5 a Abs. 1 Nr. 2) vom 
militärischen Dienst freigestellt wird; an die 
Stelle des Eingliederungsscheins oder Zulas- 
sungsscheins tritt in diesem Falle bis zu dessen 
Erteilung eine Bestätigung über den bei Ablauf 
der Verpflichtungszeit bestehenden Anspruch. 
Die Feststellung nach § 9 Abs. 3 Satz 2 trifft die 
Vormerkstelle des Bundes im Einvernehmen 
mit der für die Einstellungsbehörde zuständigen 
Vormerkstelle. Einen unter den Vormerkstellen 
erforderlichen Ausgleich führt die Vormerk- 
stelle des Bundes im Einvernehmen mit den 
Vormerkstellen der Länder durch. Der Bundes- 
minister des Innern regelt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Verteidigung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates das Nähere über die Vormerkstellen des 
Bundes sowie über die Aufgaben der Vormerk- 
stellen der Länder, über die Bewerbung, Erfas- 
sung, Zuweisung und Einstellung der Inhaber 
eines Eingliederungsscheins oder Zulassungs- 
scheins, die Erfassung und Bekanntgabe der 
Stellen sowie die Feststellung nach § 9 Abs. 3 
Satz 2." 


5. Die Überschrift vor § 11 erhält folgende Fas- 
♦ läung. 

„a) Ubergangsgebührnisse und Ausgleichsbe- 
züge". 


6. Hinter § 11 wird folgender § 11 a eingefügt: 

♦ 

„§ 11 a 

Inhaber eines Eingliederungsscheins erhalten 
nach Beendigung des Dienstverhältnisses an 
Stelle von Ubergangsgebührnissen Ausgleichs- 
bezüge. Die Ausgleichsbezüge werden gewährt 
beim Bezug 

1. von Unterhaltszuschuß als Beamter auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
Unterhaltszuschuß und dem Grundgehalt 
und Ortszuschlag der Dienstbezüge des 
letzten Monats als Soldat auf Zeit, 

2. von Dienstbezügen als Beamter in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen dem 
Grundgehalt dieser Dienstbezüge und dem 
Grundgehalt der Dienstbezüge des letzten 
Monats als Soldat auf Zeit, 

längstens jedoch für die Dauer von zehn Jah- 
ren." 


7. § 12 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In Absatz 2 werden die Worte „des Zulas- 
sungsscheines" durch die Worte „eines Ein- 
gliederungsscheins oder Zulassungsscheins" 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

mäß § 9 Abs. 3 Satz 1 einzustellen. Das gilt 
auch, wenn ein Soldat zur Durchführung der 
Fachausbildung (§§ 4, 5 a Abs. 1 Nr. 2) vom 
militärischen Dienst freigestellt wird; an die 
Stelle des Eingliederungsscheins oder Zulas- 
sungsscheins tritt in diesem Falle bis zu dessen 
Erteilung eine Bestätigung über den bei Ablauf 
der Verpflichtungszeit bestehenden Anspruch. 
Die Feststellung nach § 9 Abs. 3 Satz 2 trifft eine 
Vormerkstelle des Bundes im Einvernehmen 
mit der für die Einstellungsbehörde zuständigen 
Vormerkstelle. Einen unter den Vormerkstellen 
erforderlichen Ausgleich führt eine Vormerk- 
stelle des Bundes im Einvernehmen mit den 
Vormerkstellen der Länder durch. Der Bundes- 
minister des Innern regelt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Verteidigung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates das Nähere über die Vormerkstellen des 
Bundes sowie über die Aufgaben der Vormerk- 
steilen der Länder, über die Bewerbung, Erfas- 
sung, Zuweisung und Einstellung der Inhaber 
eines Eingliederungsscheins oder Zulassungs- 
scheins, die Erfassung und Bekanntgabe der 
Stellen sowie die Feststellung nach § 9 Abs. 3 
Satz 2." 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 5. Ausschusses 

und in Nummer 1 das Wort „Zweifache" 
durch das Wort „Dreifache" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird durch folgende Absätze 3 
und 4 ersetzt: 

„(3) Für Inhaber eines Eingliederungs- 
scheins oder Zulassungsscheins beträgt die 
Ubergangsbeihilfe zwanzig vom Hundert des 
nach Absatz 2 zustehenden Betrages. Bei In- 
habern eines Eingliederungsscheins, deren 
Dienstverhältnis sich nach § 40 Abs. 3 des 
Soldatengesetzes verlängert, steht der Be- 
endigung des Dienstverhältnisses nach Ab- 
satz 1 die Beendigung nach § 125 Abs. 1 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes gleich. 

(4) Der ehemalige Soldat auf Zeit erhält 
in den Fällen des § 9 Abs. 3 Satz 2 gegen 
Rückgabe des Eingliederungsscheins Versor- 
gung nach den §§ 5, 11 und nach Absatz 2. 

Bemessungsgrundlage sind die Dienstbezüge 
und die Wehrdienstzeit, die der Berechnung 
der Ubergangsbeihilfe nach Absatz 3 zu- 
grunde gelegen haben. Die bisher gewährten 
Leistungen (Ubergangsbeihilfe nach Ab- 
satz 3 und Ausgleichsbezüge) sind anzurech- 
nen." 

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 8 werden Ab- 
sätze 5 bis 9, in Satz 1 des neuen Absatzes 5 
werden am Satzende der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Worte ange- 
fügt: „es sei denn, daß sie mit Hilfe des Zu- 
lassungsscheins bereits als Beamte oder 
dienstordnungsmäßige Angestellte angestellt 
oder als Angestellte in ein Arbeitsverhältnis 
auf unbestimmte Zeit übernommen worden 
sind." 

d) In Nummer 1 des neuen Absatzes 6 wird das 
Wort „Zweifache" durch das Wort „Drei- 
fache" ersetzt. 


8. In § 44 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „7" durch 8. unverändert 
^ die Zahl „8“ ersetzt. 

9. § 62 wird wie folgt ergänzt: 9. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort 
„oder" die Worte „nach § 125 Abs. 1 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes in Verbin- 
dung mit § 40 Abs. 3 des Soldatengesetzes" 
eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden hinter dem Wort 
„Unterricht" die Worte „ , auf Erteilung 
eines Eingliederungsscheins" eingefügt. 


10. § 87 wird wie folgt geändert und ergänzt: 10. unverändert 

♦ 


a) In Absatz 1 Satz 2 werden hinter den Wor- 
ten „Abs. 4" das Wort „und" durch ein 
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Entwurf Beschlüssedes 5. Ausschusses 

Komma ersetzt und hinter der Zahl „8" die 
Worte „und § 10 Abs. 4 “ eingefügt. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„ (2) Die Durchführung des § 1 1 a obliegt 
abweichend von Absatz 1 den für die Zah- 
lung des Unterhaltszuschusses oder der 
Dienstbezüge an die Inhaber eines Einglie- 
derungsscheins zuständigen Behörden. Die 
Ausgleichsbezüge trägt der Bund. Die Aus- 
gaben sind für Rechnung des Bundes zu 
leisten. Die damit zusammenhängenden Ein- 
nahmen sind an den Bund abzuführen. Die 
Ausgleichsbezüge sind beim Bundesminister 
der Verteidigung oder der von ihm bestimm- 
ten Stelle zur Erstattung anzumelden. § 88 
Abs. 5 gilt entsprechend." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3, fol- 
gender Satz 2 wird angefügt: 

„Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten des 
Absatzes 2 gelten die für die durchführen- 
den Behörden maßgebenden Vorschriften," 


11. § 89 a wird wie folgt geändert : 11. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 wird nach dem Komma hinter 
der Zahl „11" eingefügt „11 a,". 

b) In Absatz 2 werden hinter dem Klammer- 
zitat die Worte „und Ausgleichsbezüge 
(§ 11 a)" eingefügt. 


Artikel2 Artikel2 

Änderung des Soldatengesetzes unverändert 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung beamtenreditlidier und be- 
soldungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt ergänzt: 


1. In § 40 wird der bisherige Absatz 3 Absatz 4 
und folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Zeitdauer der Berufung eines Sol- 
daten, der Inhaber eines Eingliederungsscheins 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Soldatenversorgungsge- 
setzes) ist, verlängert sich ohne die Beschrän- 
kung des Absatzes 1 Nr. 1 bis zur Ernennung 
zum Beamten, längstens jedoch um eineinhalb 
Jahre." 


2. In § 54 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Das Dienstverhältnis endet auch mit Ablauf des 
Monats, in dem das Erlöschen des Rechts aus 
dem Eingliederungsschein (§ 9 Abs. 3 Satz 2 Nr. 
1 und 2 des Soldatenversorgungsgesetzes) rechts- 
kräftig festgestellt worden ist." 
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E n t w Li r f 

3. An § 55 Abs. 6 wird folgender Satz 3 angefügt; 

„Für Soldaten, die einen Eingliederungsschein 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 des Soldatenversorgungsge- 
setzes) erhalten können und die Erteilung bean- 
tragt haben, beträgt die Frist in den Fällen des 
Absatzes 2 ein Jahr." 

Artikel 3 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert durch das 
Fünfte Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt ergänzt: 

In § 125 Abs. 2 werden in Satz 1 hinter dem Wort 
„Vorbereitungsdienst" die Worte „oder zum Zwecke 
der Ausbildung zum Polizeivollzugsbeamten" einge- 
fügt und folgender Satz 3 angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 sowie Absatz 1 Satz 4 gelten 
nicht für einen Soldaten auf Zeit, der Inhaber eines 
Eingliederungsscheins ist." 

Artikel 4 

Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungsge- 
setzes unter Berücksichtigung der Änderungen durch 
dieses Gesetz bekanntzumachen, nötigenfalls die 
Paragraphenfolge zu ändern und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 5 
Geltung im Land Berlin 

Artikel 3 dieses Gesetzes gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft; 
§ 10 Abs. 4 Satz 1 des Soldatenversorgungsgesetzes 
in der Fassung des Artikels 1 Nr. 4 dieses Gesetzes 
tritt bereits am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse dos 5. Ausschusses 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 

entfällt 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft; 
die Ermächtigung in Artikel 1 Nr. 4 tritt am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 
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